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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. September 1965 

II/l _ 68070 — 5985/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die Gewährung einer Erstat- 
tung bei der Erzeugung für die Grob- und Feingrießsorten 
aus Mais, die in der Brauerei-Industrie Verwendung finden. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 8. September 1965 dem Herrn Prä- 
sidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Wegen der Eilbedürftigkeit wird der Rat voraussichtlich in 
Kürze im Wege des schriftlichen Verfahrens über den Kommis- 
sionsvorschlag endgültig entscheiden. 

Eine schriftliche Begründung war dem Kommissionsvorschlag 
nicht beigelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Gewährung einer Erstattung bei der Erzeugung für die 
Grob- und Feingrießsorten aus Mais, die in der Brauerei- 
Industrie Verwendung finden 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide 1 ), insbesondere auf 
Artikel 24 r 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Anwendung der auf Grund der Verordnung 
Nr. 19 eingeführten Abschöpfungsregelung hat den 
Grob- und Feingrieß aus Mais verteuert und infolge 
des Wettbewerbs von Erzeugnissen, die für gleiche 
Zwecke verwendet werden können, zu Schwierig- 
keiten bei der Verwendung der erstgenannten Er- 
zeugnisse in der Brauerei-Industrie geführt; die Ge- 
währung eines Erstattungsbetrags ist ein geeignetes 
Mittel, dieser Lage zu begegnen; sie sollte daher in 
Abweichung von der Verordnung Nr. 19 genehmigt 
werden. 

Diese Maßnahme darf in Anbetracht ihres Cha- 
rakters nur eine begrenzte Geltungsdauer haben. Es 
ist angebracht, den Betrag dieser Erstattung allmäh- 
lich zu reduzieren — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 933/62 


Artikel 1 

(1) Bis zum 30. September 1966 können die Mit- 
gliedstaaten für die von der Brauerei-Industrie ver- 
wendeten Grob- und Feingrießsorten aus Mais bei 
der Erzeugung einen Erstattungsbetrag gewähren 
unter der Voraussetzung, daß keine auf dem Ur- 
sprung des Erzeugnisses beruhende Diskriminierung 
erfolgt und daß für dieses Erzeugnis keine Subven- 
tion nach Artikel 23 Absatz (4) der Verordnung 
Nr. 19 gewährt wird. 

(2) Die Erstattung beträgt bei 100 kg Grob- oder 
Feingrieß höchstens vier Siebentel des Durchschnitts 
der bei Einfuhr von 180 kg Mais aus dritten Län- 
dern während des ersten Jahres der Anwendung 
der Abschöpfungsregelung erhobenen Abschöp- 
fungsbeträge. 

Die Erstattung darf jedoch nicht zur Folge haben, 
daß der Preis für 100 kg Grob- und Feingrieß aus 
Mais unter den Durchschnitt der cif-Preise für 180 kg 
Mais sinkt, die für die ersten 25 Tage des Monats 
ermittelt wurden, der dem Monat, in dem die Er- 
stattung bei der Erzeugung gewährt wurde, voraus- 
ging. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission auf de- 
ren Antrag in bezug auf die Erzeugnisse, für welche 
die Vorteile des Artikels 1 gewährt wurden, die ent- 
sprechenden Mengen sowie den Gesamtbetrag der 
gewährten Erstattungen mit und geben alle sonsti- 
gen erforderlichen Einzelheiten bekannt. 

Diese Entscheidung gilt ab 1. Oktober 1965. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 



